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Vollzug der artenschutzrechtlichen Regelungen nach §§ 42 und 43 BNatSchG 

1. Einführung

Mit der Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes 
(BNatSchG) vom 12. Dezember 2007 sind nach § 19 
BNatSchG zulässige Eingriffe in Planungs- und Zulas-
sungsverfahren nicht mehr generell von den arten-
schutzrechtlichen Verboten freigestellt. Dies bedeutet, 
dass die artenschutzrechtlichen Regelungen in Ver-
fahren nach dem Flurbereinigungsgesetz (FlurbG) bei 
der Aufstellung und öffentlich-rechtlichen Behand-
lung des Plans nach § 41 FlurbG (gemeinschaftliche 
und öffentliche Anlagen) zu beachten sind. Sie sind 
damit regelmäßig Voraussetzung für die naturschutz-
rechtliche Zulässigkeit eines Vorhabens.

In den Verfahren der Ländlichen Entwicklung bestan-
den seit dem Urteil des Europäischen Gerichtshofs 
im Januar 2006 zunehmende Unsicherheiten, wie ei-
ne derartige artenschutzrechtliche Prüfung vorgenom-
men werden kann. Auf der Grundlage des geänder-
ten Bundesnaturschutzgesetzes wurden im Rahmen 
eines Forschungsprojekts Hinweise und Arbeitshil-
fen entwickelt, die für die Anwendung in der Länd-
lichen Entwicklung geeignet sind und bezüglich des 
Aufwandes angemessen erscheinen. Mit der Erarbei-
tung war das Institut für Umweltplanung, Landschafts-
entwicklung und Naturschutz (ifuplan), München, 
beauftragt.

Im folgenden Artikel werden die Ergebnisse darge-
stellt, welche die Basis für entsprechende Vollzugs-
hinweise in Verfahren der Ländlichen Entwicklung 
bilden. Dabei wird zunächst der Rahmen erläutert, 
innerhalb dessen die Grundsätze zum Artenschutz 
in der Ländlichen Entwicklung ausgearbeitet werden. 
Abschließend wird ein Überblick über den vorgese-
henen Vollzug gegeben.

2.  Rahmenbedingungen aus Sicht der 
Ländlichen Entwicklung

Verfahren nach dem FlurbG benötigen für den Voll-
zug der artenschutzrechtlichen Vorgaben eine eige-
ne Lösung, die sich zum Beispiel von der Vorgehens-
weise der Straßenbauverwaltung (BayStMI 2007) 
unterscheidet. Der Grund dafür liegt in verschiede-
nen Eigenheiten dieser Verfahren, die einleitend kurz 
dargelegt werden. 

 2.1  Prozessuale Vorgehensweise, 

verschiedenste Aufgabenstellungen

Verfahren nach dem FlurbG beinhalten komplexe 
Planungs- und Umsetzungsprozesse mit – je nach 
Verfahrensart – verschiedenen Aufgabenstellungen: 
vom einfachen Flurstückstausch über Verfahren zur 
Agrarstrukturverbesserung, Verfahren zur Umsetzung 
von Zielen der Wasserwirtschaft oder des Natur-
schutzes sowie von großen Infrastrukturmaßnahmen, 
zum Beispiel Autobahnbau oder ICE-Neubaustrecken, 
bis hin zu Dorferneuerungen und zu Verfahren mit 
einem umfassenden Ansatz zur Entwicklung des länd-
lichen Raums. Für den Vollzug des Artenschutzes 
nach §§ 42 und 43 BNatschG in Verfahren der Länd-
lichen Entwicklung müssen also Vorgehensweisen 
abgeleitet werden, die zum einen dem prozessualen 
Charakter der Verfahren Rechnung tragen und zum 
anderen in diesen unterschiedlichen Verfahren an-
gewendet werden können.

 2.2 Umfassende Landschaftsplanung

Auf der Grundlage des FlurbG (§ 1) besteht ein eigen-
ständiger Auftrag zur Förderung der allgemeinen 
Landeskultur. Dementsprechend ist die Landschafts-
planung in der Ländlichen Entwicklung integraler 
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Zusammenfassung

In einem Forschungsvorhaben wurden Lösungen für ei-
ne praxisgerechte Umsetzung der artenschutzrechtlichen 
Regelungen in den Verfahren der Ländlichen Entwicklung 
erarbeitet. Dabei wurde ein mehrstufiges, in die Land-
schaftsplanung der Ländlichen Entwicklung integriertes 
Verfahren entwickelt, dessen Hauptzielrichtung die Ver-
meidung von möglichen Verbotstatbeständen ist. Das 
Verfahren wurde in den verfahrenstechnischen Ablauf 
von Projekten der Ländlichen Entwicklung eingepasst, 

insbesondere auch unter Beachtung der bewährten Be-
teiligungsmöglichkeiten der Naturschutzbehörden.

Das Verfahren nutzt bestehende Datengrundlagen der 
Landschaftsplanung der Ländlichen Entwicklung, hilft 
durch die Vermeidungsstrategie den Aufwand für einzel-
ne Artkartierungen zu minimieren und ermöglicht, die zu-
sätzlichen Erkenntnisse im Bereich des Schutzguts Tiere 
und Pflanzen auch für gezielte artenbezogene Verbesse-
rungsmaßnahmen in den Projekten der Ländlichen Ent-
wicklung einzusetzen.
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1)  Zu den europarechtlich geschützten Arten zählen unter anderem Arten des Anhangs IV FFH-Richtlinie sowie europäische Vogel-
arten nach Art. 1 Vogelschutz-Richtlinie. Bei den national geschützten Arten handelt es sich um „besonders“ und „streng“ ge-
schützte Arten gemäß § 10 Abs. 2 Nr. 10 und Nr. 11 BNatSchG, die nicht nach Anhang IV FFH-RL oder Art. 1 VS-RL geschützt sind. 
ebenso Worst-Case-Betrachtung […].“

Bestandteil der flächendeckenden Planung zur Neu-
gestaltung des Verfahrensgebietes, also des Plans 
nach § 41 FlurbG. Der Landschaftsplan mit seinen 
Maßnahmen ist ein wichtiger Teilbeitrag zur Gesamt-
planung. Die Landschaftsplanung in der Ländlichen 
Entwicklung ist in zwei Planungsphasen gegliedert, 
die den entsprechenden Abschnitten des Verfahrens 
zugeordnet sind:

Vorbereitungsplanung 

Noch vor Beginn des eigentlichen Verfahrens steht 
die Erfassung und Bewertung der Umweltsituation. 
Aus der Bestandserhebung und -bewertung des Ge-
bietes wird ein Leitbild für die Landschaft entwickelt.

Vertiefungsplanung

Im Laufe des Verfahrens wird dann ein umfassendes 
landespflegerisches Maßnahmenkonzept erarbeitet, 
auf dessen Basis Maßnahmen zu Schutz, Pflege und 
Gestaltung der Landschaft durchgeführt werden. 
Die Vertiefungsplanung stellt darüber hinaus alle fach-
lichen Grundlagen für die Beurteilung sämtlicher 
Planungen hinsichtlich ihrer Wirkungen auf Land-
schaft und Umwelt zur Verfügung.

 2.3 Struktur- und Nutzungskartierung

Die Landschaftsplanung in der Ländlichen Entwick-
lung arbeitet seit zwei Jahrzehnten mit einem eige-
nen System zur landschaftsplanerischen Bestands-
erfassung, der sogenannten Struktur- und Nutzungs-
kartierung (SNK). Sie wird im Maßstab 1:5 000 vor 
Beginn eines Flurneuordnungsverfahrens durchge-
führt. Landschaftselemente werden mit Hilfe eines 
mobilen Geoinformationssystems direkt im Gelände 
flächendeckend digitalisiert, so dass ihnen jeweils 
ein bestimmter „Struktur- oder Objekttyp“ sowie 
weitere Sachattribute zugewiesen werden können. 
Die einzelnen Objekte werden in Form von so ge-
nannten Erhaltungsstufen („erhaltensnotwendig“, 
„erhaltenswürdig“, „ersetzbar“) naturschutzfachlich 
bewertet. Neben dieser kumulativen Bewertung 
können vom Kartierer zahlreiche weitere Attribute 
erfasst werden wie zum Beispiel Einzelbewertungen 
beim Arten- und Biotopschutz oder beim Landschafts-
bild, aber auch beschreibende Attribute, zum Beispiel 
zu den standörtlichen Verhältnissen oder zum Alter 
des Gehölzbestandes. Es handelt sich insgesamt aber 
um eine eher vegetations- beziehungsweise stand-
ortkundliche Erfassungsmethode. Vorkommen ge-
fährdeter Tierarten wurden bisher in der Regel nicht 
berücksichtigt.

 2.4  Wirkungsbereich und Wirkungsintensität 

der Maßnahmen

Die Aufgaben in Verfahren der Ländlichen Entwick-
lung sind mittlerweile umfassender als reine Agrar-
strukturverbesserungen oder Dorfgestaltungen. Die 

Projekte beinhalten daher eine Vielzahl verschiede-
ner Maßnahmen mit unterschiedlichen Wirkungen 
auf Tier- und Pflanzenarten. Aus Sicht des Arten-
schutzes stehen Maßnahmen wie die Überbauung 
und Versiegelung durch den Wegebau oder die Be-
seitigung von ökologisch wertvollen Kleinstrukturen 
im Vordergrund der Betrachtungen. Mit zu beden-
ken sind auch indirekte Wirkungen wie zum Beispiel 
die Störwirkung durch die verbesserte Erschließung 
von Landschaftsteilen. Aber auch im Sinne des Na-
turschutzes positive Maßnahmen wie zum Beispiel 
der Aufbau eines Heckenbiotopverbundes müssen 
aus Sicht des besonderen Artenschutzes gegebe-
nenfalls anders bewertet beziehungsweise nachjus-
tiert werden.

Charakteristisch ist zudem, dass jede Maßnahme für 
sich zwar meist einen kleinen räumlichen Wirkungs-
bereich hat, jedoch in der Regel viele Maßnahmen 
über ein großes Verfahrensgebiet verteilt durchge-
führt werden. Hierin liegt eine Besonderheit der Ver-
fahren der Ländlichen Entwicklung, die den Umgang 
mit dem besonderen Artenschutzrecht schwierig ge-
stalten, aber letztendlich auch eine Chance eröffnen: 
Es sind einerseits zwar viele Maßnahmen mit vielen 
möglicherweise betroffenen Arten zu betrachten und 
zu beurteilen. Andererseits besteht aber die Mög-
lichkeit, kleine Maßnahmen räumlich flexibel zu hand-
haben und für den Artenschutz günstigere Alterna-
tiven zu suchen und zu realisieren.

3.  Grundsätze für den besonderen Artenschutz 
in der Ländlichen Entwicklung

Unter diesen Rahmenbedingungen wurden im For-
schungsprojekt folgende Grundsätze für die Bewäl-
tigung des Artenschutzes in der Ländlichen Entwick-
lung erarbeitet:

 3.1 Integraler Planungsansatz

Der integrale Planungsansatz in der Ländlichen Ent-
wicklung ist prädestiniert, auch dem besonderen 
Artenschutz umfassend gerecht zu werden (entspre-
chende Ansätze werden auch in Baden-Württem-
berg verfolgt, siehe GEISSLER-STROBEL et al. 2003, 
PETERSEN 2006).

Das bedeutet zum einen, dass das Schutzgut Tiere 
und Pflanzen schon von den ersten vorbereitenden 
Planungen an berücksichtigt werden soll. Beeinträch-
tigungen von Arten beziehungsweise Verbotstatbe-
stände können somit von vornherein vermieden 
werden. Je früher fachliche Informationen im Pla-
nungsprozess zur Verfügung stehen, umso besser 
kann auf diese Belange eingegangen werden. Diese 
Vermeidungsstrategie soll nicht nur für europa-
rechtlich sowie national streng geschützte Arten1), 
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sondern ganz allgemein für naturschutzfachlich be-
deutsame oder „planungsrelevante“ Arten gelten 
(siehe 3.2 – Auswahl planungsrelevanter Arten). 

Zum zweiten sollen die Informationen zu den im je-
weiligen Verfahrensgebiet vorkommenden planungs-
relevanten Arten aktiv zur Verbesserung der Pla-
nungsqualität der landespflegerischen Maßnahmen 
eingesetzt werden. Das heißt Maßnahmen können 
nicht nur biotoptypenbezogen, sondern verstärkt 
auch artenbezogen ausgerichtet werden.

 3.2  Auswahl von planungsrelevanten Arten

In allen Planungs- und Zulassungsverfahren besteht 
derzeit die Gefahr, die Belange des Artenschutzes 
(also des Schutzgutes Tiere und Pflanzen) einseitig 
auf die europarechtlich sowie die national streng 
geschützten Arten zu reduzieren. Dies ist nicht im 
Sinne des ganzheitlichen, landschaftsplanerischen 
Anspruchs in der Ländlichen Entwicklung, in der al-
le naturschutzfachlich bedeutsamen Tier- und Pflan-
zenarten eines Verfahrensgebietes sowohl bei der 
Prognose möglicher Beeinträchtigungen als auch bei 
der Planung von Naturschutzmaßnahmen einbezo-
gen werden sollten. Eine entsprechende Erweiterung 
beziehungsweise Anpassung des zu untersuchenden 
Artenspektrums erscheint auch insofern sinnvoll, 
als im Rahmen der Planfeststellung beziehungswei-
se Plangenehmigung nicht nur die artenschutzrecht-
lichen Regelungen nach §§ 42 und 43 BNatSchG, 
sondern im Rahmen der Eingriffsregelung, der UVP-
Vorprüfung und eventuell der FFH-Vorprüfung auch 
andere Beurteilungen möglicher Beeinträchtigungen 
von Tieren und Pflanzen zu beachten sind. Daher 
soll das „planungsrelevante“ Artenspektrum in einem 
Verfahren der Ländlichen Entwicklung neben den 

(FFH-Gebiete oder Vogelschutzgebiete) im Rahmen 
einer FFH-Vorprüfung (unter Umständen sogar im 
Rahmen einer FFH-Verträglichkeitsprüfung) zu be-
handeln sind. Darüber hinaus spielen diese Arten in 
Hinblick auf das Umweltschadensgesetz (USchadG) 
flächendeckend, das heißt auch außerhalb der Natu-
ra 2000-Gebiete eine Rolle. Um zu betonen, dass die 
Datenerhebung nicht nur auf die Artenschutzprüfung 
abzielt, wird nachfolgend von „planungsrelevanten“ 
Arten und nicht von „prüfungsrelevanten“ Arten ge-
sprochen. 

Andererseits können auch bestimmte Arten als nicht 
planungsrelevant ausgeschlossen werden. Unter den 
europäischen Vogelarten befinden sich auch solche, 
die in Deutschland/Bayern weit verbreitet oder häu-
fig und ungefährdet sind wie zum Beispiel Amsel oder 
Mäusebussard. Dies führt dazu, dass bei fast jedem 
Planungsvorhaben solche häufigen und ungefährde-
ten Vogelarten beziehungsweise deren Lebensstätten 
betroffen sind. Bei diesen Arten ist es kaum denk-
bar, dass sich der Erhaltungszustand der jeweiligen 
Art durch ein Verfahren der Ländlichen Entwicklung 
in relevantem Umfang verschlechtert. Daher wird 
vorgeschlagen, Vogelarten, die weder in der Roten 
Liste Deutschland noch in der Bayerischen Roten 
Liste aufgeführt sind, aus der Bestandsermittlung 
auszuschließen. Koloniebrüter werden grundsätzlich 
mit einbezogen, da bei diesen Arten bereits klein-
räumige Eingriffe zu erheblichen Beeinträchtigungen 
auf Populationsniveau führen können (zum Beispiel 
Uferschwalbe, Graureiher). 

Trotz der Einbeziehung der Arten des Anhangs II 
FFH-Richtlinie ergeben sich durch die Kürzung bei 
den europäischen Vogelarten insgesamt 337 planungs-

Tabelle 1: Auswahl von planungsrelevanten Arten für die Ländliche Entwicklung in 
Bayern und ihre Relevanz für verschiedene Beurteilungen im Rahmen von Planungs- 
und Zulassungsverfahren

Tier- und Pflanzenarten der 
Artenschutzprüfung (Arten 
des Anhangs IV der FFH-
Richtlinie, europäische Vo-
gelarten sowie alle weiteren 
streng geschützten Arten) 
zusätzlich sonstige natur-
schutzfachlich bedeutsame 
Arten enthalten. Die Ent-
scheidung, welche Arten hier 
zu behandeln sind, sollte ein-
zelfallbezogen mit der unte-
ren Naturschutzbehörde ab-
gestimmt werden. Außerdem 
sollten auch die Arten des 
Anhangs II FFH-Richtlinie so-
wie Vogelarten nach Anhang 
I und Art. 4 Abs. 2 Vogel-
schutz-Richtlinie berücksich-
tigt werden (sofern sie nicht 
schon in den vorher genann-
ten Artengruppen enthalten 
sind), da sie bei Betroffenheit 
von NATURA 2000-Gebieten 
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relevante Arten für die Ländliche Entwicklung in Bay-
ern. In Tabelle 1 sind die planungsrelevanten Arten als 
Gruppen zusammengestellt.

 3.3.  Modifizierung der Struktur- und 

Nutzungskartierung (SNK)

Eine verstärkte Integration artenschutzfachlicher 
Belange in die Landschaftsplanung der Ländlichen 
Entwicklung ist nur möglich, wenn raumbezogene 
Arteninformationen vorliegen. Bestandserfassungen 
aller relevanten Artengruppen kommen nicht in Frage, 
da der Aufwand angesichts der durchschnittlichen 
Größe der Verfahrensgebiete viel zu hoch wäre. Die 
Lösung besteht daher in einer entsprechenden Erwei-
terung der Struktur- und Nutzungskartierung (SNK+) 
um spezifische artenrelevante Strukturmerkmale. Die 
SNK ist so zu ändern, dass den kartierten Struktur-
typen das potenzielle Vorkommen planungsrelevanter 
Tier- und Pflanzenarten zugeordnet werden kann. 
Ziel ist es, mit der SNK+ das Potenzial der planungs-
relevanten Arten im Verfahrensgebiet zu ermitteln.

Hierzu müssen zunächst alle planungsrelevanten 
Arten mit den im SNK-Schlüssel vorhandenen Struk-
turtypen verknüpft werden. Die Zuordnung von 
Tierarten zu den passenden Strukturtypen ist im 
Gegensatz zu den Pflanzen oft schwierig, da viele 
Tierarten im Laufe ihres Lebens verschiedene Teil-
habitate benötigen. Deshalb sollten nicht alle mög-
lichen Teilhabitate einer Art berücksichtigt werden, 
sondern nur die wichtigen Kernlebensräume. Eine 
bloße Zuordnung von Arten zu den vorhandenen 
Strukturtypen ist jedoch nicht zielführend, da in 
einem Strukturtyp nach dem bisherigen Kartierungs-
schlüssel (zum Beispiel Extensivgrünland oder He-
cke) sehr viele verschiedene Arten vorkommen kön-
nen. Die planungsrelevanten Arten haben jedoch 
meist sehr spezifische Habitatansprüche. Es ist da-
her zweckmäßig, anhand dieser Ansprüche den ent-
sprechenden Strukturtyp weiter zu differenzieren. 
Eine solche Differenzierung kann durch Ergänzung 
der vorhandenen Attributlisten der SNK erfolgen.

Wenn die entsprechenden Habitatmerkmale aller 
planungsrelevanten Arten in den SNK-Schlüssel be-
ziehungsweise in die Kartiersoftware eingearbeitet 
sind, steht ein Werkzeug zur Verfügung, mit dem 
man die potenziellen planungsrelevanten Arten im 
Verfahrensgebiet ermitteln kann: Während der Kar-
tierung wird jedem Objekt nicht nur ein Strukturtyp 
zugeordnet, sondern es werden auch zusätzliche Ha-
bitatmerkmale aufgenommen, die für die planungs-
relevanten Arten von essentieller Bedeutung sind 
(zum Beispiel Vorkommen des „Großen Wiesen-
knopfs“ für potenzielles Vorkommen des „Schwarz-
blauen Wiesenknopf-Ameisenbläulings“). Die not-
wendigen Abfragen zu den Habitatmerkmalen erfol-
gen über die Kartiersoftware automatisch, so dass 
der Kartierer keine speziellen Artkenntnisse besitzen 
muss. Nach Abschluss der Kartierung kann dann 
aufgrund der kartierten Strukturtypen und der zu-
sätzlich erhobenen Habitatinformationen eine vor-

läufige Liste von möglichen Arten im Verfahrensge-
biet erstellt werden. Im Prinzip entspricht diese Vor-
gehensweise der Abschichtung nach Lebensraum/
Standort gemäß der Hinweise für die spezielle ar-
tenschutzrechtliche Prüfung (vergleiche BayStMI 
2007), nur ist sie wesentlich differenzierter. Auf-
grund des konkreten Raumbezugs erhält man darü-
ber hinaus eine Artenpotenzialkarte (siehe auch 4.1), 
aus der zu ersehen ist, welche Arten in welchen 
Strukturtypen des Verfahrensgebietes vorkommen 
können. Dadurch lassen sich umfangreiche Kartie-
rungen aller Artengruppen vermeiden.

4. Geplante Vorgehensweise

Mit diesen drei grundsätzlichen Weichenstellungen 
ist das Konzept zur Berücksichtigung des besonde-
ren Artenschutzes in der Ländlichen Entwicklung 
definiert. Abschließend wurde im Forschungspro-
jekt ein Weg beschrieben, wie zukünftig der beson-
dere Artenschutz in einem Verfahren der Ländlichen 
Entwicklung vollzogen werden kann. Die Behand-
lung des Artenschutzes nach §§ 42 und 43 BNatschG 
erfolgt entsprechend den einzelnen Schritten der 
Landschaftsplanung (siehe Abb. 1).

 4.1  Vorbereitungsplanung: Ermittlung der 

planungsrelevanten Arten 

(Artenpotenzialkarte)

Voraussetzung für die Umsetzung einer konsequen-
ten Vermeidungsstrategie und einer artbezogenen 
Maßnahmenplanung ist eine Bestandsaufnahme der 
im Verfahrensgebiet nachgewiesenen und potenziell 
vorkommenden planungsrelevanten Tier- und Pflan-
zenarten. Dieser erste Schritt erfolgt im Rahmen der 
Vorbereitungsplanung in der Ländlichen Entwicklung. 
Dabei bezieht sich das planungsrelevante Artenspek-
trum nicht auf einzelne Maßnahmen, sondern auf 
das gesamte Verfahrensgebiet. Mit Unterstützung 
der Naturschutzbehörden und -verbände (zum Bei-
spiel durch die Bereitstellung von vorhandenen Tier- 
und Pflanzendaten, Hinweise zur Verbreitung von 
Arten im Verfahrensgebiet, Bereitstellung eventuell 
vorhandener regionalisierter Prüflisten, Nennung von 
Gebietskennern, Festlegung sonstiger naturschutz-
fachlich bedeutsamer Arten für das betroffene Ver-
fahrensgebiet) soll nicht nur eine Artenliste, sondern 
eine so genannte „Artenpotenzialkarte“ erstellt wer-
den (Eine Hilfestellung hierzu bietet die erweiterte 
SNK.) Durch den Raumbezug ist es möglich, Beein-
trächtigungen zu vermeiden und auch artspezifische 
Maßnahmen zu planen. Die Artenpotenzialkarte stellt 
somit eine Planungsgrundlage dar, anhand derer der 
zuständige Planer – unabhängig von den möglichen 
vorhabensbedingten Beeinträchtigungen – überlegen 
kann, mit welchen Naturschutzmaßnahmen das im 
Verfahrensgebiet vorkommende Artenpotenzial sinn-
voll unterstützt werden kann.

Die Bestandserfassung von planungsrelevanten Ar-
ten wird in einer Artenliste dokumentiert, die sich an 
die Hinweise aus dem Straßenbau anlehnt (BayStMI 
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Abbildung 1: Gesamtablaufschema: Berücksichtigung der artenschutzrechtliche Belange nach § 42/43 in Verfahren der 
Ländlichen Entwicklung mit Zuständigkeiten und Mitwirkungen
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2007). Die Abbildung 3 stellt ein Beispiel dar, wie die 
einzelnen Spalten ausgefüllt werden können. Die 
Eintragungen müssen nicht zwingend nach der hier 
angegebenen Reihenfolge abgearbeitet werden. Um 
den Zeitaufwand zu reduzieren, ist es in manchen 
Fällen auch sinnvoll, ein Kriterium, das zum eindeu-
tigen Ausschluss von Arten führt, vorzuziehen.

Zunächst werden alle Informationsquellen über 
Tier- und Pflanzenartenvorkommen im Verfahrens-
gebiet ausgewertet und in die Artenpotenzialkarte 
beziehungsweise Prüfliste übernommen (Spalten 
„Nachweis NW“, „Quellenangabe“, „Jahr“, „Ortsan-
gabe“). Bei ungenauen oder unvollständigen Fund-
ortangaben sind in der Spalte „potenzieller Biotop-
typ“ diejenigen Biotoptypen innerhalb des Verfah-
rensgebietes zu ergänzen, in denen die Art neben den 
beschriebenen Fundorten vorkommen kann.

Da im Regelfall sowohl bei den Pflanzen als auch bei 
den Tieren keine systematischen und flächendecken-
den Bestandserfassungen vorliegen, bedeutet ein 
Nicht-Nachweis nicht, dass die Art ausgeschlossen 
werden kann. In einem solchen Fall (also bei „k.A.“ 
in Spalte NW) ist das potenzielle Vorkommen im 
Verfahrensgebiet über eine Abschichtung nach den 
folgenden Kriterien vorzunehmen: 
•  Vorhandensein eines geeigneten Lebensraums/

Standorts der Art im Verfahrensgebiet (Spalte L), 
am besten mit Hilfe einer erweiterten SNK. Bei 
„nein“ wird die Art ausgeschlossen; es ist keine 
Weiterbearbeitung notwendig. Bei „ja“ oder „k.A.“ 

erfolgt eine Weiterbearbeitung anhand des nächs-
ten Kriteriums.

•  Vorkommen beziehungsweise Verbreitung der Art 
im Verfahrensgebiet (Spalte V). Eine Art kann aus-
geschlossen werden („nein“), wenn deren Verbrei-
tungsgebiet nach aktuellem Kenntnisstand eindeu-
tig außerhalb des Verfahrensgebietes liegt. Bei „ja“ 
oder „k.A.“ ist die Art als potenziell im Verfahrens-
gebiet vorkommende Art zu werten und kann bei 
„vorhabensspezifischer Betroffenheit“ weiter be-
urteilt werden.

In Spalte PO (potenzielle Art) werden die Ergebnisse 
der vorausgehenden zwei Abschichtungskriterien 
zusammengefasst. In Spalte PO sind folgende Ein-
tragungen möglich:
•  Ja: Art kann im Verfahrensgebiet (aufgrund der 

Lebensraumausstattung und Verbreitung in Bayern) 
potenziell vorkommen.

•  Nein: Art kann im Verfahrensgebiet (aufgrund der 
Lebensraumausstattung und Verbreitung in Bayern) 
nicht vorkommen.

Anhand dieser potenziellen Artenliste können zu-
sammen mit den Naturschutzbehörden und regio-
nalen Gebietskennern in einer Übersichtsbegehung 
vor Ort weitere Arten ausgeschlossen werden. In 
schwierigeren Fällen ist auch eine Übersichtsbege-
hung durch einen Tierökologen denkbar. So verblei-
ben nur diejenigen potenziellen Arten, die mit hoher 
Wahrscheinlichkeit im Verfahrensgebiet vorkom-
men (siehe Abbildung 2). 

Abbildung 2: Ermittlung des planungsrelevanten Artenpotenzials im Verfahrensgebiet
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 4.2  Vertiefungsplanung: 

Artenbetroffenheitsanalyse und 

artenschutzrechtliche Prüfung nach  

§§ 42 und 43 BNatSchG

Während die Artenpotenzialkarte zu Verfahrensbe-
ginn erstellt wird und damit grundsätzlich der Mini-
mierung potenziell negativer Maßnahmen dient, 
muss das planungsrelevante Artenspektrum für die 
Beurteilung von Beeinträchtigungen auf jene Arten 
eingegrenzt werden, die von den geplanten Maßnah-
men beziehungsweise Anlagen eines Verfahrens (im 
Sinne des Plans nach § 41 FlurbG) tatsächlich be-
troffen sein können („Artenbetroffenheitsanalyse“). 
Im Rahmen der Vertiefungsplanung der Landschafts-
planung in der Ländlichen Entwicklung wird daher 
geprüft, welche der bisher ermittelten planungsre-
levanten Arten (tatsächlich oder potenziell vorkom-
mend) von den möglichen Wirkungen der einzelnen 
Maßnahmen beeinträchtigt werden können, das heißt 
welche Arten für die Beurteilung von Beeinträchti-
gungen tatsächlich betrachtet werden müssen. Um-
gekehrt bedeutet dies, dass Arten oder ganze Arten-
gruppen, die mit hinreichender Sicherheit von den 
Vorhabenswirkungen nicht betroffen sein können, 
nicht weiter betrachtet werden müssen. 

Beispiele:
•  Wenn im gesamten Verfahrensgebiet keine Maß-

nahmen in oder in unmittelbarer Nähe von Gewäs-
sern stattfinden und die Maßnahmen auch keine 
Auswirkungen auf Gewässer haben, können rein 
aquatische Tiergruppen wie Fische, Krebse und 
Muscheln ausgeschlossen werden.

•  Wenn in einem Verfahrensgebiet keine alten Bäu-
me gefällt werden, sind keine Beeinträchtigungen 
für Fledermäuse oder altholzbewohnende Käfer zu 
erwarten (unter der Voraussetzung, dass nicht an-
dere Beeinträchtigungen vorliegen). Das heißt die-
se beiden Artengruppen können ausgeschlossen 
werden.

Die Voraussetzung für die Beurteilung der Betrof-
fenheit von Arten ist die genaue Kenntnis der mög-
lichen Vorhabenswirkungen. Das heißt der Plan nach 
§ 41 FlurbG muss im Entwurf feststehen, um über-
haupt Aussagen zur Betroffenheit vornehmen zu 
können. Falls sich die technische Planung während 
des Planungsprozesses ändert, könnte sich daraus 
auch eine Änderung der Betroffenheit ergeben.

Grundsätzlich ist anhand der artspezifischen Emp-
findlichkeit für jede nachgewiesene oder potenziell 
vorkommende planungsrelevante Art und zugleich 
für jede geplante Maßnahme zu prüfen, ob vorha-
bensbedingte Beeinträchtigungen möglich sind. 

Der relativ hohe Aufwand dafür lässt sich reduzie-
ren, indem man nicht alle Maßnahmen prüft, son-
dern so genannte „prüfungsrelevante Maßnahmen“ 
auswählt. Hierzu geht man nicht von den Arten, also 
der Betroffenenseite, sondern von der Vorhabens-

seite aus und überlegt, welche Wirkungen eine ge-
plante Maßnahme hat und wie diese sich auf Tiere 
und Pflanzen ganz allgemein auswirken kann. Es sol-
len also diejenigen Maßnahmen eines Verfahrens 
herausgefiltert werden, bei denen mit Beeinträchti-
gungen der planungsrelevanten Arten zu rechnen ist. 
Anhand der Kriterien „Art der Maßnahme“ (zum 
Beispiel Ausbau oder Neubau eines Weges) sowie 
„betroffene Struktur- oder Nutzungstypen“ kann ei-
ne Auswahl von prüfungsrelevanten Maßnahmen 
getroffen werden. 

Die Artenbetroffenheit wird – wie die Ermittlung der 
planungsrelevanten Arten – ebenfalls in der Artenlis-
te dokumentiert (siehe Abbildung 3). In der Spalte B 
(vorhabensspezifische Betroffenheit) sind folgende 
Eintragungen möglich:
Bei „nein“ wird die Art nicht weiter betrachtet. Bei 
„ja“ ist die Art einer weiteren artenschutzfachlichen 
Beurteilung zu unterziehen. Die Spalte „Bemerkung“ 
dient hauptsächlich dazu, kurz zu begründen, wa-
rum die Art nicht betroffen ist. In dieser Spalte kön-
nen aber auch sonstige Bemerkungen zu einzelnen 
Arten gemacht werden. 
Die Artenbetroffenheitsanalyse soll in enger Abstim-
mung mit der unteren Naturschutzbehörde erfolgen.

Sind Beeinträchtigungen von planungsrelevanten Ar-
ten für eine geplante Maßnahme beziehungsweise 
Anlage nicht auszuschließen und will man an ihr fest-
halten (keine Alternative möglich), so ist eine Erhe-
bung der möglicherweise betroffenen Arten erfor-
derlich. Die in Frage kommenden Arten sowie die 
Erhebungsmethodik sind mit der unteren Naturschutz-
behörde abzustimmen und orientiert sich an den üb-
lichen fachlichen Kriterien. Werden keine Arten fest-
gestellt, ist die Maßnahme zulässig und unterliegt 
keiner weiteren artenschutzfachlichen Beurteilung. 
Werden Arten tatsächlich festgestellt, ist im Rahmen 
der Kartierung auch der Erhaltungszustand der be-
troffenen lokalen Population beziehungsweise des 
lokalen Bestandes sowie das Habitatpotenzial der 
Umgebung abzuschätzen. Dies bedeutet unter Um-
ständen die Erfassung eines größeren Bereichs um 
die eigentliche Maßnahme.

Die Ergebnisse der „Artenbetroffenheitsanalyse“ bil-
den die Grundlage für die fachliche Prüfung der Ein-
griffsregelung, für die allgemeine Vorprüfung des 
Einzelfalls nach UVPG sowie bei Betroffenheit von 
NATURA 2000-Gebieten für die FFH-Vorprüfung be-
ziehungsweise FFH-Verträglichkeitsprüfung. 

Bei Betroffenheit von europarechtlich geschützten 
Arten und weiteren streng geschützten Arten erfolgt 
eine Artenschutzprüfung nach §§ 42 und 43 BNatSchG. 
Auf Vorschläge zur Vereinfachung dieser Artenschutz-
prüfung wird hier nicht eingegangen. Eine ausführ-
liche Darstellung ist den Erläuterungen zu den Voll-
zugshinweisen zu den artenschutzrechtlichen Vor-
schriften (BayStMELF 2009) sowie dem Forschungs-
projekt zu entnehmen (ifuplan 2008). Maßstab der 
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Bewertung einer Beeinträchtigung ist bei allen Ver-
botstatbeständen die Auswirkung auf das lokale Vor-
kommen einer Art. Die relevante Fragestellung ist, 
ob sich trotz der vorgenommenen Vermeidungs- 
und Minimierungsmaßnahmen sowie „vorgezo-
genen Ausgleichsmaßnahmen“ (CEF-Maßnahmen) 
der Erhaltungszustand der lokalen Population bezie-
hungsweise des lokalen Bestandes infolge von Stö-
rung oder ökologischem Funktionsverlust der betrof-
fenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätte im räumlichen 
Zusammenhang verschlechtert. Werden die Verbots-
tatbestände nicht erfüllt, ist die geplante Maßnahme 
zulässig. Sind Verbotstatbestände trotz der Einbezie-
hung aller Vermeidungs- und Verminderungsmaßnah-
men nicht auszuschließen, sind die Ausnahmevoraus-
setzungen zu prüfen. In Hinblick auf die Zulässigkeit 
der geplanten Maßnahme müssen für europarechtlich 
geschützte Arten alle drei Ausnahmevoraussetzungen 
nach § 43 Absatz 8 BNatSchG vorliegen; ansonsten 
ist die Maßnahme unzulässig. Für die weiteren, nur 
national streng geschützten Arten gelten als einzige 
Ausnahmevoraussetzung „zwingende Gründe des 

überwiegenden öffentlichen Interesses“. Die Prüfung 
der Ausnahmevoraussetzungen dürfte bei den Vor-
haben der Ländlichen Entwicklung zukünftig nur 
selten der Fall sein, da aufgrund des landschaftspla-
nerischen Ansatzes artenschutzrechtliche Verbote 
schon bei der Planung vermieden werden können. 

Abschließend ist zu betonen, dass im Rahmen der 
Verfahren der Ländlichen Entwicklung kein eigener 
„Fachbeitrag Artenschutz“ erstellt wird – weder für 
die eigentliche Artenschutzprüfung nach § 42/43 
BNatSchG noch für die anderen artenschutzfachlichen 
Beurteilungen. Die Bearbeitung des Schutzguts „Tiere 
und Pflanzen“ ist vielmehr integraler Bestandteil der 
Landschaftsplanung in der Ländlichen Entwicklung. 

5. Fazit

Aufgabe des Forschungsprojekts war es, eine mög-
lichst einfache und leicht abzuarbeitende Methodik 
für die Beachtung des Artenschutzes in Verfahren 
der Ländlichen Entwicklung zu finden. Die Methodik 
ist von dem Gedanken getragen, das eigentliche Ziel 
aller artenschutzrechtlichen Regelungen nicht aus 

Tabelle 2: Prüfschritte für die vereinfachte artenschutzrechtliche Prüfung nach §§ 42 und 43 BNatSchG 
in der Ländlichen Entwicklung und ihr Bezug zu den Planungsphasen der Ländlichen Entwicklung
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Abbildung 3: Beispiel für die Ermittlung der planungsrelevanten Arten und für die Artenbetroffenheitsanalyse
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den Augen zu verlieren, nämlich die Erhaltung und 
Förderung der Artenvielfalt im Allgemeinen und der 
europarechtlich geschützten Arten im Besonderen. 
Mit der beschriebenen Vorgehensweise ist es mög-
lich, Beeinträchtigungen von planungsrelevanten 
Arten von vornherein zu verhindern und zugleich 
mit Hilfe von artspezifischen Naturschutzmaßnah-
men Verbesserungen für die im Verfahrensgebiet 
vorkommenden planungsrelevanten Arten zu errei-
chen. Hiermit können sowohl der Vorsorgegedanke 
des europäischen Artenschutzrechtes als auch die 
Vorgaben des BNatSchG in die Praxis der Land-
schaftsplanung der Ländlichen Entwicklung umge-
setzt werden. Ein weiterer Vorteil besteht auch da-
rin, Tier- oder Pflanzenarten erst bei möglicher Be-
troffenheit zu kartieren und nicht schon im Vorfeld, 
was den zu erwartenden Aufwand sowohl in Hin-
blick auf die zu erfassende Artenanzahl als auch in 
Hinblick auf die räumliche Ausdehnung deutlich ein-
schränkt.

Für einen erfolgreichen Artenschutz ist es letztend-
lich entscheidend, mit einer möglichst unbürokra-
tischen und praxisgerechten Vorgehensweise zu 
diesem Ziel zu kommen.
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